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Deutſchland. 

Berlin, 6. Mai. Neben den zahlreichen Documenti⸗ 
rungen einer zunehmend friedlichen Entwickelung der Dinge fehlt 
es es auch nicht an perlodiſch eintretenden Allarmnachrichten, die 
bauptſächlich auf die Börſenkreiſe berechnet find, und dieſen auch 
ihre Entftehung zu verdanken haben. Uebrigens ſcheint man auch 
im auswärtigen Minifterium den Meldungen des militäriſchen 
Berichterſtatters aus Frankreich noch immer große Aufmerkſamkeit 
zu ſchenken, obgleich andererſelts vom politiſchen Standpunkt aus 
die Friedens⸗Ausſichten durchaus nicht als reducirt oder minderbe- 
rechtigt aufgefaßt und dargeſtellt werden. In Bezug auf bie 
Rüſtungen Frankreichs iſt neuerdings wieder konſtatirt worden, daß 
in der Feſtung Belfort dreihundert italteniſche Werkleute mit for- 
tiſtkatoriſchen Arbeiten beſchäftigt ſeien, und daß die Erdarbeiter 
daſelbſt ſogar einen höheren Lohn als ſonſt üblich erbielten. Auch 
von maſſenhaften Holzankäufen wird berichtet. Vom kritiſchen 
Standpunkt aus kann man es nur gerechtigt finden, wenn ſolche 
Maaßregeln einem milttäriſchen Auge auffallen und als militäriſch 
wichtig behandelt werden. Wollte man aber ſolchen einzelnen 
Thatſachen eine weitere polltiſche Bedeutung vorläufig einräumen, 
ſo würde man mit viel wichtigeren ſtaatsmänniſchen Erwägungen 
und Auffaſſungen in Widerſpruch gerathen. So lange dieſe nicht 
wleder eine andere Richtung durch neue Thatſachen erhalten, glaube 
ich meine ſchon am 3. ausgeſprochene Auffaſſung aufrecht erhalten 
zu Fönnen, daß dieſe einzelnen Fortſetzungen militäriſcher Maaß- 
regeln, wie z. B. Holz- und Pferdeankäufe oder fortiſikatoriſche 
Arbeiten ihre ſehr natürliche Erklärung in der allgemeinen Inten- 
tion des Kaiſers Napoleon finden, der geſteigerten Wehrkraft des 
geeinigten Deutſchlands gegenüber auch die Schlagfertigkeit der 
franzöſiſchen Armee zu erhöhen und hierzu natürlich die einmal 
gegebene Veranlaſſung zu benutzen, die dazu günſtige Stimmung 
des franzöſiſchen Volkes klug auszubeuten, um vieleicht auch etwaige 
Verſäumniſſe wieder einzuholen. In der deutſchen Preſſe wird ja 
auch offen die Organiſatlon der ſüddeutſchen Militärkörper und der 
geſammten norddeutſchen Bundesarmee beſprochen; die ſüddeutſchen 
Staaten werden zur Beſchleunigung ermahnt, die preußiſche Armee 
iſt an ſich ſchon ohne ihre Bundesgenoſſen der franzöſiſchen Armee 
nach den Anſichten zuverläſſiger Autoritäten vollkommen und in 
jeder Beziehung gewachſen, kann es unter dieſen Umſtänden brjon- 
ders auffallen, wenn Frankreich ſich gelegentlich der entſtandenen 
Differenz, auch ohne dic Perſpektive auf einen beſtimmten, nahe 

bevorſtehenden Krieg, gemahnt fühlt, fein Kriegsweſen auf eine der 

g ſchen Entwickelung feines Nachbars entsprechende Stufe zu 
bringen! Es könnte eber das Gegentheil als ein im politifchen und 
internationalen Leben ungewöhnliches Vertrauen zur Anſpruchs- 
loſigkeit und Frledensliebe der deulſchen Nation auffallen. Selbſt 
die Ehre und Würde einer Nation verlangt eine den Verhältniſſen 
entſprechende militäriſche Kraft; die vorzugswelſe auf den Waffen- 
rubm eiferſüchtige franzöſtſche Nation dürfte bei aller Friedens- 
liebe für den einzelnen Fall doch am wenigſten geneigt ſein, auf 
militäriſche Ebenbürtigkeit zu verzichten, nachdem ſie lange Zelt den 
Ruhm der unbedingten militäriſchen Ueberlegenheit allen anderen 
kontinentalen Armeen gegenüber in Anſpruch genonmen hatte. 
Daß Frankreich bei etwaiger Erhöhung feiner Wehrkraft eine an- 
gemeſſene Grenze nicht überſchreite, dafür dürfte der Finanzpunkt 
wohl ſchon bürgen. — Daß Geh. Rath v. Savigny als zweiter 
Bevollmächtigter ſich nach London begeben werde, iſt thatſächlich 
widerlegt, denn er befindet ſich noch bier und von feiner Abreije 
iſt keine Rede. Es läßt dies die Vermuthung offen, daß ja nach 
dem Verlauf der Dinge vielleicht die auswärtigen Miniſter ſelbſt 
in die Verhandlung eintreten. Vorläufig iſt wohl auch blerüber 
noch Nichts entſchieden. — Die nach dem Krieg hier zuſammen⸗ 
getretene aus 19 Mitgliedern beſtebende Kommiſſion für Verbeſſe⸗ 
rung der Krankenpflege und des Lazarethweſens, iſt kürzlich noch 
durch beſonders huldvolle Beweiſe der Theilnahme überraſcht wor- 
den, mit welcher die Königin den Berathungen der Kommiſſton 
gefolgt iſt. Uebermorgen wird die Kommiſſton ihre Berathungen 
ſchlleßen. 

Berlin, 6. Mal. Se. Majeſlät der König nahmen heute 
die Vorträge der Geheimen Näthe v. Mühler und Coſtenoble ent- 
gegen und ertheilten dem General-Direltor v. Olfers, ſo wie dem 
Oberſten und Flügel-Adzutanten Grafen Canitz Audienz. 

— Se. Maj. der König haben dem Könige der Belgier Mas 
jeſtät und Sr. K. Hoh. dem Grafen von Flandern das Kreuz der 
Großkomtbure des Königlichen Hausordens von Hohenzollern ver- 
lieben. (J. K. Hoh. die Gräfin von Flandern, geb. Prinzeſſin zu 
Hohenzollern-Sigmaringen, ſowie die Erbprinzeſſin zu Hobenzollern- 
Sigmaringen, Infantin von Portugal, Königl. Hoheit, haben die 
Infignien des Lulſen-Ordens erhalten.) 

— (N. A. Zig.) Die Vergrößerung des preußiſchen Staats 
durch die neuen Provinzen bat der Regierung die Erwägung nahe 
legen müſſen, ob nicht eine Vereinfachung des Geſchäftsganges und 
eine Verminderung des Schreibwerkes durchzuführen ſei, um den 
Beamten für die durch jene Ausdehnung der Arbeiten ihnen er- 
wachſenden Laſten auf andere Weiſe eine Erleichterung zu verſchaf⸗ 
fen. In Folge der Berathungen, welche in dieſer Hinſicht ftatt- 
gefunden haben, iſt, wie wir bören, zunächſt beſchloſſen worden, 
die Zahl der Gegenſtände zu beſchränken, ſür welche bis jetzt die 
Allerböchſte Genehmigung eingebolt werden mußte. Angelegenbeiten 
von untergeordneter Art, welche gar keine prinzipielle Bedeutung 
baten, dürften daher künftig nicht mehr der Allerhöchſten Entſchei— 
dung unterbreitet werden. 

— Nach bier ſoeben eingegangener vertraulicher Mittheilung 
befinden ſich falſche italieniſche Bank- Billets in Umlauf, die den 
echten täuſchend ähnlich und größtenthells nach Deutſchland zur 
Ausgabe deſignirt ſein ſollen. 


Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. Dienſtag, den 7. Mai. 


— Obſchon für die hanneverſchen Poſtmarken eine beflimmte 
Friſt zur Einlöſung bel den preußiſchen Poſtämtern feſtgeſetzt war und 
dieſelbe demnächſt abgelaufen iſt, haben die Poſtkaſſen dennoch die 
Weiſung erhalten, dieſe Poſtmarken noch ferner einzulöſen. Für 
die Einlöſung der Thurn- und Taxis'ſchen Freimarken, welche mit 
dem 1. Jult außer Gültigkeit treten, iſt eine Zeit von 8 Wochen 
beſtimmt. Es iſt jedoch nicht unwahrſchelnlich, daß auch für dieſe 
Marken noch eine längere Friſt nachgegeben werden wird. 

— Die Herren Kühnemann und Scabell haben auf Wunſch 
der Königin die preußiſchen Verſicherungs-Geſellſchaften um Beiträge 
zu dem Unterſtützungefonds der Berliner Feuerwehr aufgefordert. 
Von den nicht preußiſchen Geſellſchaften iſt nur der Gothaer Bank 
das Cirkular zugegangen, welche 1000 Thlr. zeichnete. Die Kö- 
nigin hat der Anſtalt ein Dankſchreiben überſandt. Die Magde- 
burger Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft und die Aachen-Münchener 
Geſellſchaft gaben jede 500 Thlr. Einige Geſellſchaften haben die 
Bewilligung eines ferneren Beitrags abgelehnt, weil die Verſiche⸗ 
rungs-Geſellſchaften ja ſchon jährlich erhebliche Beiträge zu dem qu. 
Fonds geben. 

— Vorgeſtern Abend um 10 Uhr wurde das Modell zu der 
koloſſalen Neiterſtatue des hochſelligen Königs Friedrich Wilhelm 
III., welche zur Aufſtellung im Luſtgarteu beſtimmt if, von dem 
alten Münzgebäude (Münzſtr. 10) aus auf einem von 6 Pferden 
gezogenen Wagen durch die Stadt transportirt. Das Modell iſt 
von dem Herrn Prof. Wolff gefertigt und wird nach der Kunft- 
gießerei zu Lauchhammer geſchafft. 

Berlin, 6. Mai. (Haus der Abgeordneten.) 4. Sitzung. 
Es wird in die Genereldiskuſſton eingetreten. — Die Feſtſtellung der Red⸗ 
nerliſte lergiebt 14 Redner für und 16 Redner gegen die Verfaſſung. — 
Inzwiſchen find die Miniſter Graf Bismarck, Graf Eulenburg und v. Sel⸗ 
how erſchienen. — Der erſte Rednere iſt der Abgeordneter Wal deck 
(gegen den Antrag): Es handle ſich darum, ob liberaler Seits ein 
Grund vorliege, dieſer Verfaſſung zuzuſtimmen. Die mit faſt einſtimmiger 
Majorität feſtgeſtellte Adreſſe des Abgeorduetenhauſes habe mit vollem Rechte 
nur die Erfolge des Krieges, die richtige Führung des Heeres anerkannt 
und die Grundſatze zuſammengefaßt, unter denen eine Einigung Deutſch⸗ 
lands möglich werde, die Bedin ungen, unter denen die Erfolge des Krie⸗ 
ges für ganz Deutſchland und G00 auf die richtige Grundlage geſtellt 
werden könnten. Anerkaunt habe man darin die Grundrechte, das Budget⸗ 
recht. Das erſte Budget in richtiger Form im letzten Abgeordnetenhauſe 
ſei auch das letzte Budget geweſen, (hört, hört), er bedauere, darin ein 
Teſtament erblicken zu müſſen. Er und feine Partei feıen gern bereit, an 
der Einigung mitzuwirken, wollten ger 
des preußiſchen Landtages in di 
Bei einem fo unvollkommenen Dez 


Berluft gekommen ſei. Er glaube, es ſeien ſehr viele Rechte verloren. 
Man möge das doch nicht ableugnen, ſondern geradezu ſagen, man wolle 
dieſe Rechte nicht. Eine „napoleoviſche Krönung des Geväudes“ liege nicht 
vor. Der abſolute Staat ſei zehnmal beſſer, als ein ſolches Werk. Es ſei 
ein Irrthum, wenn man ein Recht aufgeben wolle, weil man es nicht aus⸗ 
übe, aber die Ausübung eines Rechts trete ja nur in ſeltenen Fallen ein. 
Der Abſolutismus ſei in Preußen zwar ſehr milde aufgetreten, er ſei auch 
ſegens reich geweſen, frage man aber, worin und wodurch die Verfaſſung 
genugt habe, welche man ſeit 1850 befige, fo müfje man antworten: der 
Nutzen beſtehe an der Theilnahme einer Repräſentation an den Regierungs- 
rechten. Vergleiche man damit die Vorlage. Dieſelbe ſtelle alle jene 
Rechte und Erforderniſſe unter ein abſolutes Regiment. Wer da glaube, 
daß die Centralgewalt eine Gewalt im Sinne unſerer Verfaſſung fer, der 
irre gewaltig. Für Preußen ſei der Entwurf deshalb ganz unaunehmbar. 
Eine Kleinigkeit wäre es geweſen, die preußiſchen konſtituttonellen Rechte 
hinüberzubringen. Es ſei aber nur deshalb nicht geſchehen, weil man den 
Bundesſtaat nicht gewollt habe. Beſſer wäre es geweſen, man hätte die 
Sache noch ruhen laſſen und ſich mit Verträgen begnügt. Wenn man, wie 
der Herr Referent, mit der Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers zufrieden 
ſei und ein desfallſiges Amendent angenommen habe, ſo ſei das jedenfalls 
doch nur geſchehen, um ſein Gewiſſen einigermaßen zu beſchwichtigen. 
Der Bundesfeldherr könne nach dem Entwürfe handeln, wie er wolle, 
inſofern überſchreite der Entwurf noch den Abſolutismus, in welchem 
noch immer mehrere Miniter ihren Willen geltend und ſich moraliſch 
verantwortlich gemacht hätten. Weil die Verantwortlichkeit nicht exiſtire, 
ſo müſſe man gegen die Verfaſſung flimmen. Redner kritiſirt die 
Amendements von For ckendeck!s und des Herzogs von Ujeft zu 
dem Art. 62 der vorgelegten Verfaſſung. Wer wolle ein ſolches Wehr⸗ 
ſyſtem „Verfaſſung“ neunen? Man habe jo viel von einem d utſchen Par⸗ 
lament geſprochen, daß man ſich einbilde, es ſei nun da. Nichts ſtände 
einer wirklichen ordentlichen Verfaſſung im Wege, wenn man ſich nur eine 
mal erſt eutſchließen könne, dem Volke kein Mißtrauen mehr zu zeigen und 
ohne Vorbehalt in die vollen konſtitutionellen Grundſätze einzutreten. Das 
würde den Bedüfniſſen der Neuzeit durchaus nur entſprechen. Man er⸗ 
kenne das allgemeine direkte Wahlrecht an, zerſtöre es aber durch die Diä- 
tenloſigkeit. Es ſei kein freies Wahlrecht, wenn man ſage: Du kannſt 
wählen, aber nur einen reichen Mann. Man möge ſorgen, daß nur ein 
ſolches Werk zu Stande komme, was den Anforderungen der gedachten 
eg den Anforderungen des preußischen Volks und damit des deutſchen 
Abg. Jung (für den Autrag des Referenten): Die Vortheile, welche 
die Reichsverfaſſung bietet, ſind durchaus nicht unerheblich, wie es von 
einigen Seiten dargeſtellt wird. Es iſt ſchon ein Vortheil, daß die Bundes⸗ 
regierung mit einem Defizit von 10—16 Millionen beginnt, zu deſſen 
Deckung die Einnahmen erſt durch den Beſchluß des Reichstages geshen 
werden müſſen. Dies hat weit größeren Werth, als das Ausgabebewilli⸗ 
gungsrecht über 100 Millionen, die ſchon vorhanden ſind. Sodann ſtebt 
mit Bezug auf die poſilive Geſetzgebung der Reichstag viel beſſer, als das 
preußiſche Abgeordnetenhaus, indem er nur einen Faktor neben fi hat und 
kein Herrenhaus mit antidiluvianiſchen Anſchauungen. Was die Grundrechte 
betrifft, jo iſt keines von ihnen durch die Bundesverfaffung genommen wor⸗ 
deu und deshalb ablehnen, weil 6— 700,000 Mecklenburger oder Einwohner 
von Reuß Greiz Gera die Grundrechte nicht haben, wäre derſelbe Schwaben⸗ 
ſtreich, als wenn die preußiſche Armee im vorigen Jahre mit dem Aus⸗ 
marſch hätte warten wollen, bis die Mecklenburger ihre berühmten Mützen 
hatten. Wir konnen der Reichsverfaſſung unſer Recht über das Heeres 
budget mit dem größten Vertrauen übergeben. Der Unterſchied iſt nur, 
daß die Heeres⸗Reorganiſation jetzt in der Bundesverfaſſung legaliſirt iſt. 
Die Streitmittel des Volkes find nicht gemindert, ſondern verftärkt. Die 
Forderung einer gebietenden Macht iſt etwas anderes, als die einer obſeuren 
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Macht. Mit jener muß man auf dem Fuße der Geſetzlichkeit und Gleich⸗ 
berechtigung bleiben, wenn man nicht von der Höbe ſeiner Situation ber⸗ 
untertreten will. (Sehr richtig!) Zu meinem Bedauern muß ich leider 
konſtatiren, daß die Verhältniſſe des Polizei- und Feudalſtaates, die alten 
Rankünen, die ſteifkragigen bureaukratiſchen Anſchauungen, die polizeilichen 
Hetzereien noch fortdauern. Aber das kann uns nicht ſtören, dies Werk 
anzunehmen. Als Blücher davon ſprach. Napoleon im Falle der Gefangen⸗ 
nehmung füſiliren zu laſſen, ſagte ihm Wellington: wir beide find durch 
die Ereigniſſe viel zu vornebme Leute geworden, als daß wir das vor uns 
und Europa verantworten könnten. So iſt unſere Regierung viel zu groß 
und zu vornehm geworden, für die polizeiliche Fliegenfängerei (Beifall). 
Sie at geſiegt durch deutſche Kraft, ſo ſtütze ſie ſich auch auf den deutſchen 
Geiſt! Mag der Gallier die Stützen feines Staates ſuchen in Polizei⸗ 
Reglements und Bigotterie, der Germane findet fie ganz allein in Zutrauen 
und in Freihet. (Lebhafter Beifall). 

Em Antrag des Abg. Grafen Bethuſy⸗Hue auf Schluß der General- 
Diskuſſion wird abgelehnt. 

Abg. Dr. Jacoby: Meine Herren! Dem norddeutſchen Parlament 
ſteht eben ſo wenig wie dieſem bohen Hauſe das Recht zu, die politiſche 
Theilung Deutſchlands zu dekretiren. Im Intereſſe aller der Deutſchen, die 
hier wie in dem ſogenannten Reichstage nicht vertreten find, lege ich Ver⸗ 
wahrung dagegen ein. Der vorliegende Verfaſſungsentwurf des norddeut⸗ 
ſchen Bundes hebt die weſentlichen konſtitutionellen Rechte des preußiſchen 
Volkes auf. Deshalb verwerfe ich ihn. Was ich vor wenigen Monaten 
ausgeſprochen, daß die Waffenthaten des preußiſchen Volkes weder der Frei⸗ 
heit zu Gute kommen, noch dem deutſchen Vaterlande Heil bringen wer⸗ 
den, iſt nur zu bald in Erfüllung gegangen. (Obo! rechts. Bravo! 
links.) Sie, meine Herren, haben den Miniſtern Indemnität gegeben für 
ein Jahre lang fortgeſetztes verfaſſungswidriges Regl ment. Sie haben 
die wider den Willen des Bolkes eingefllorte Militair-Reorganiſatien an⸗ 
erkannt. Sie haben der gewaltſamen Aneignung deutſchen Bundesgebietes 
freiwillig ihre Zuſtimmung ertheilt. Damit noch nicht zufrieden, verlangt 
man jetzt von Ihnen, Sie ſollen Verzicht leiſten auf konſtitutionelle 
Rechte, die das preußiſche Volk lange Jabre bindurch ſehuſüchtig er⸗ 
ſtrebte, für deren Aufrechthaltung die Meiſten von Ihnen Jahre lang mann⸗ 
baft gekämpft haben, — in aller Form Rechtens ſollen Sie verzichten auf 


Ihre Verfaſſungsrechte nicht etwa zu Guuften einer größeren Staatsgemein⸗ 


ſchaft eines deutſchen Volksparlaments, ſondern zu Guuſten des abſoluten 
Herrſcherthums. Nach den Vorgängen der letzten Tage iſt es kein Zweifel, 
Sie werden auch dieſer Forde ung Folge liften. (Rechts: Ir wohl!) We⸗ 


nige Wochen noch und der begravene deutſche Bundestag wird bier in Ber⸗ 


lin unter preußiſcher Militärdiktatur feine Auferftehung feiern. (Links: 
Sehr richtig!) Ich weiß ſehr wohl, meine Herren, die Geſchäfte des Hau⸗ 
ſes ſollen raſch erledigt werden; ich weiß, Sie haben Eile mit der Krönung 
Jores Werkes. Ich werde Ihre Arbeiten nicht durch nutzloſes Reden ver⸗ 
zögern. (Bravo) Für meine Pflicht aber halte ich es, vor Mit- und 


giebt, die, uubeirit durch den Glanz kriegeriſchen Ruhmes, er verſchmähen, 
den Thatſachen ae Rechnung zu tragen, Männer, die nicht gewillt 


find, Verfaſſungsracht wie Freiheit dem Trugbilde nationaler Macht und 
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der ältejten Kämpfer für den Rechtsſtaat in Preußen, 
zum Schluß noch ein kurzes Wort der Mahnung. Täuſchen Sie ſich nicht 
über die Folgen Ihres Beſcluſſes! Verkümmerung der Freiheitsrechte 
hat noch niemals ein Volk zu nationaler Macht und Größe geführt. 
(Sehr richtig!) Geben Sie dem oberſten Kriegsberrn abſolute Machtvoll⸗ 
kommenheit und Sie proklamiren zugleich den Voͤlkerkrieg. Deutſchland, 
in ſtaatlicher Freiheit ge int, iſt die ſicherſte Bürgſchaft für den Flieden 
Europas (ſehr richtig!); unter preußiſcher Militärherrſchaft dagegen iſt 
Deu tſchland eine beſtandige Gefahr für die Nachbarvölker (Obo !), der Bes 
ginn einer Kriegsepoche, die uns in die traurigſten Zeiten des Fauſtrechts 
urückzuwerfen droht. Möge Preußen, möge das deutſche Vaterland vor 
Plan Unheil bewahrt bleiben. (Bravo.) — Abg. Graf zu Eulen⸗ 
burg: Dem Herrn Vorredner zu antworten bin ich wobl überhoben, da 
ibm nach feiner eigenen Ausſage die unerläßliche Eigeuſchaft des politiſchen 
Mannes abgeyt, den Thatſachen Rechnung zu tragen. Nur von ſeinen 
letzten Worten muß ich ſagen, daß ſie, wie ich fürchte, an einer andern 
Stelle Anklang finden werden, als er es beabſichtigt hat. Auch ich und 
meine Freunde haben in der Verfaſſung des Bundes Manches anders ge⸗ 
wünſcht, wie unſere Anträge, z. B. der auf Verlängerung der Legislatur⸗ 
Periode, bewieſen haben. Aber Nachgiebigkeit muß von allen Seiten ge 
fordert und gewährt werden. Das Budgetrecht iſt aber nicht, wie der Abg. 
Waldeck ſagte, aufgegeben, ſondern nur in einer Beziebung einigermaßen 
beſchränkt worden, und das nicht aus abſolutiſtiſchem Gelüſt, ſondern damit 
die Fundamentaleinrichtungen des Staates in Aller Jutereſſe nicht jährlich 
in Frage geſtellt werden. Möglich, daß wir im Einzelnen irren, aber ſicher 
find die im Irrthum, welche dem Genus des deutſchen Volkes nicht ver⸗ 
trauen. — Ein erneuter Antrag auf Schluß wird wiederum abgelehnt, der 
Ruf nach Vertagung vom Präſidenten nicht beachtet. — Abg. v. Zol- 
towski legt wiederholt die Stellung der Polen zu dem norddeutſchen 
Verfaſſungswerke im Sinne feines Kollegen Kantak im Reichstag dar, ohne 
jedoch einen Proteſt zu erbeben. Er erinnert daran, daß das coßherzog · 
thum Poſen für die Demarkationslinie der Nationaloerſammlung 15 Jabre 
bindurch habe büßen müſſen, und daß es kein Zufall ſei, wenn die Lage 
Nordſchleswigs die luxemburger Frage aus ihrem Schlummer erweckt habe, 
— Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Adgg. Jacoby und Graf 
be wird die Sitzung um 3 Uhr vertagt. Nächſte Sitzung Dienftag 
O Uhr. 


— Der von den Abgg. Waldeck, Virchow und v. Hoverbeck eingebrachte 
Antrag lautet: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären: In Er⸗ 
wägung, daß der zur Führung Deutſchlands berufene preußiſche Staat 
ſchon vor dem Beſtehen der Verfaſſung von 1850 eine einheitliche Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung durch geordnete Staats⸗Miniſterien beſaß; daß 
ſeit dem Beſtehen der Verfaſſung dem pre ßiſcken Volke die (Tit. 2 der 
preußiſchen Verfaſſung aufgezählten) Grundrechte, die verſaſſurgsmäßige 
Betheiligung feiner Vertreter an der Geſetzgebung, insbeſondere das Recht 
zur entſcheidenden Beſchlußfaſſung über den St ats haushalt. Etat und die 
Bewilligung von Steuern, jomit eine Einwirkung auf die geſammte 
Stautd-Verwaltung; eine einheitliche Erefutiwe durch ein verantwortliches 
Miniſterium; geſichert und alle dieſe Rechte als unanta dale unter den 
Schutz des von preußiſchen Königen, Beamten und Volksvertretern zu lei⸗ 
ſtenden Verfaſſungs⸗Eides geſtellt find; daß die neuerworbenen Provinzen 
ſich zwar noch nicht in dem Beſitze dieſer Verfaſſung befinden, aber ein 
durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1886 verbrieftes 
Recht auf die ungeſchmälerte Einführung derielden am 1. Ottober 1857 
beſitzen; in Erwägung, daß dieſe Güte. und Rechte eines Staates und 
Volkes von 25 Millionen nicht beſei igt oder gefährdet werden dürfen 
durch ein Bündniß dieſes Staates mit 21 kleineren deuiſchen Staaten von 
einer Geſammtbevolkerung von 5 Millionen, welche ohneh en in das Macht ⸗ 
ebiet des preußiſchen Staates fallen; daß vielmehr die Erhaltung und 
vıtbildung der beſtehenden Freiheiten und Rechte eine der Bedingungen 
des Berufs Preußens zur Centralgewalt in Deu ſchland bildet; daß, wenn 
zum Zwecke der eutſchen Einheit wegen der Exiſtenz jener Heineren Staa⸗ 
ten einzelne Zweige des preußiſchen Staatslebens ausſcheiden und in eine 
andere Verfaſſung und Adminiſtration übergehen ſollen, dies nur auf dem 


geſtatten Sie mir 


Nachwelt Zeugniß adzul⸗gen, diß es in dem preuziſchen Volke noch Männer 


f 


—- 


en 


———— —— 


Wege des Bundesſtaates geſchehen darf, deſſen konſtitutionelles Oberhaupt 
die Krone Preußens mit einem verantwortlichen Miniſterium iſt; daß 
dem Miniſterium dieſes Bundesſtaates mindeſtens die Rechte der preu⸗ 
ßiſchen Volksvertretung zuſtehen müſſen, wie dies das egenwärtige Ab⸗ 
geordnetenhaus in einer Adreſſe an Seine Majeſtät den önig ausdrücklich 
gefordert hat und wie es in der jüngſteu Thronrede im Prinzipe aner⸗ 
kannt worden iſt; in Erwägung, daß der aus den Berathungen des Reichs⸗ 
tages hervorgegangene Entwurf der — | des norddeutſchen Bundes 
dieſen Anforderungen in folgenden Hauptpunkten nicht entſpricht: 1) Der 
Entwurf ſtellt die Krone Preußen nicht als einheitliches Bundes - Ober- 
haupt für die im Art. 4 Nr. 1—15 der Kompetenz des Bundes übertra⸗ 
enen Angelegenheiten an die Spitze, ſondern als Vorſitzenden eines für 
Preußen im Zahlenverhältniß natheiligen Bundesrathes. Ein verantwort⸗ 
liches Miniſterium iſt durch den Verſaſſungs Entwurf ausgeſchloſſen und 
die im Art. 17 ausgeſprochene Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers be⸗ 
ſteht nur dem Namen, nicht der Sache nach. 2) die Exekutive in den 
Militär⸗Angelegenheiten iſt dem Könige zwar ohne weſentliche Konkurrenz 
des Bunde ralhes übertragen, jedoch als Bundesfeldherrn und bei dem 
Mangel eines verantwortlichen Miniſteriums, ja eines Miniſteriums über⸗ 
haupt in unbeſchränkter Art und unter Ausdehnung auf die Befugniß zut 
Proklamirung des Kriegszuſtandes, welche nach Art. 111 der preußiſchen 
Verfaſſung und dem Geſetze vom 4. Juni 1851 nur von dem konſtitutio⸗ 
nellen, verantwortlichen Staatsminiſterium geſchehen darf. 3) Der Ent ⸗ 
wurf enthält im Abſchnitt XII. zwar Beſtimmungen über die Etats feſt⸗ 
ſetzung, ähnlich der preußiſchen Verfaſſung, macht dieſelben aber in Ans 
ſehung des wichtigſten, des Militäretats, durch die Art. 60 und 62 des 
Abſchnittes XI. völlig illuſoriſch und die Aufſtellung des Militäretats 
zu einer bloßen, der materiellen Prüfung des Parlaments entzo⸗ 
enen Kalkulatur Arbeit. 4) Die Feſtſtellung einer Friedenspräſenz⸗ 
türke des Bundesheeres zu einem beſtimmten Prozentſatz der Bevölkerung 
eignet ſich überhaupt nicht zur Aufnahme in eine Verfaſſung. Sie entzieht 
in Verbindung mit der aufgelegten Zahlung von 225 Thlr. pro Kopf an 
die Bundeskaſſe dem Parlamente, die dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
zuſtehenden Rechte der Mitwirkung bei Feſtſetzung des Militairetats. Dieſe 
Zahlung wäre ſelbſt in der urſprünglich angenommenen Beſchränkun auf 
4 Jahre (bis Ende 1871) nicht gerechtfertigt geweſen, iſt aber dur den 
bei der Schlußberathung auf Audringen der Bundes regierungen zu Art. 62, 
Alinea 3—5 gemachten Zuſatz der Bundesverwaltung materiell für immer 
ſicher geſtellt, und nur in der Form iſt ein ſcheinbarer, in der That wir⸗ 
kungsloſer Einklang mit dem verfaſſungsmäßigen Budgetrecht erzielt. 
5) Während bie definitive Feſtſtellung der Bundesheeres-Organifation und 
der Bundesheeres⸗Geſetzgebung nicht in die Verfaſſung, ſondern zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung des erſten Reichstages des Bundes gehört haben würde, iſt 
dennoch ohne gehörige Prüfung der ſeitherigen Streitpunkte die Dienftzeit 
im ſtehenden Heere auf 7 Jahre verlängert worden und dadurch eine Ver⸗ 
pflichtung von höchſter Wichtigkeit für die ganze Bevölkerung, im Wider⸗ 
ſpruch mit dem geltenden Geſetz, welches nur 5jährige Dienſtzeit im 
ſtehenden Heere kennt, ſogar zu einer verfaſſungsmäßigen erhoben. 
6) Wenngleich das allgemeine direkte Wahlrecht dem preußiſchen Drei⸗ 
klaſſen Wahlſyſtem vorzuziehen iſt, ſo führt doch die lediglich auf An- 
dringen der Bundes - Regierungen beſchloſſene Streichung der Diäten 
indirekt einen Cenſus der Wählbarkeit herbei, welcher der preußiſchen 
Verfaſſung unbekannt iſt und die Zuſammenſetzung wie die 8 Wirk⸗ 
ſamkeit des Reichstages in einem hohen Grade beeinträchtigen 
wird. 7) Die Bundesverfaſſung verleiht den Angehörigen der Bundesſtaa⸗ 
ten keine Grundrechte, mit Ausnahme des ſehr beſchränkten „Indigenats“ 
(Art. 3). Sie läßt die Grundrechte der preußiſchen Verfaſſung beſtehen, 
gefährdet ſie aber im Einzelnen (Art. 7; 92 der preußiſchen Verfaſſung) 
und im Allgemeinen durch die Art und Weiſe, wie Verfaſſungsſtreitigkeiten 
durch den Bundesrath und Reichstag geſchlichtet und entſchieden werden 
ſollen (Art. 76; 77 der Bundesverfaſſung.) Sie ſetzt dadurch auch andere 
verfaſſungsmäßige Rechte 8 ( 
desverfaſſung kennt weder den Verfaſſungseid des Königs, noch den der Be 
amten und Berufung Se > rn 3 aut 8 in der 
preußiſchen Verfaſſung en) chutzes; in Erwägung, daß eine jo man⸗ 
0 te r. und gefährdete Bundes-Verfaſſung für 
A rs RE Entgegen pe 
währt, daß vielmehr das Nebeneinanderbeſtehen zweier Verfaſſungen und Volks⸗ 
vertretungen das verfaſſungsmäßige Leben in Preußen zu beeinträchtigen und 
den beſonders im Gemeindeweſen ſo nothwendigen Ausbau der preußiſchen 
Verfaſſung in weite Ferne zurückzudrängen droht; daß alle dieſe Opfer 
an Volksrechten die Einigung Deutſchlands eher hindern als fördern; daß 
die einheitliche militäriſche Macht Deutschlands nach anßen hin durch 
die abgeſchloſſenen Militär - Konventionen und Bedürfniſſe für die 
nächſte ER geſichert iſt; daß kein Hinderniß entge enſteht, um den 
jetzt mißlungenen Verſuch der Gründung eines Bundesſtaat von Neuem 
aufzunehmen; aus dieſen Gründen erklärt das Haus der Abgeordneten, daß 
es dem vorgelegten Eutwurf der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes 
ſeine Zuſtimmung nicht geben lann, und fordert die Königliche Staats⸗ 
Regierung auf, die anderweite Regelung der deutſchen Verfaſſungs⸗Ange⸗ 
legenheit im Sinne der oben aufgeſtellten Grundſätze alsbald in Angriff 
zu nehmen. (Uuterftütt durch: Aegerter, Dr. Becker, Dr, Beitzke, Dr. Ben- 
der, Berger (Solingen), Bresgen, Caspers, Claſſen-Kappelmann, Cornely, 
Duncker, Dr. Eberty, Fiſchbach, Frenzel, Frommer, Dr. Fühling, Graf, 
Haebler, Hagen (Randow), Harkort, Herrmann, Freiherr v. Hilgers, Hob⸗ 
befing, Hoffmann (Oblau), Heppe, Dr. Jacoby, Dr. Kalau v. d. Hofe, 
Keuffel, v. Kirchmann, Kleinſchmidt, v. Kleinſorgen, Dr. Koſch, Kreuz, 
Krieger (Goldap), Lars, Laßwiz, Dr. Loewe, Lucas. Mallmann, Metzmacher, 
Dr. Michelis (Allenſtein), Nitſchke, Nücker, Olbertz, Dr. Paur, Pietzker, 
Plehn, Dr. Frhr. v. Proff -Irnich, Römer, v Rönne, Roggen, Runge, 
v. Saucken⸗Tarputſchen, Schmidt (Randow), Schulte⸗Weſthoff, Schulze 
Berlin), Schwarz, Senff, Sommer, Stock, Triacca, Wendiſch, Weygold, 
iegler. 

Koblenz, 5. Mat. Kürzlich brachte das „Ir. J.“ von hier 
die Mittheilung über die Feſtnahme franzöſiſcher Offiziere, welche 
beim Aufnehmen der Feſtungswerke betroffen worden jeien. Dieje 
angeblichen Franzoſen waren nur, wle jetzt der „Rhein. Ztg.“ mit- 
gethellt wird, zwei bieſige Poliziſten, welche beordert waren, in 
Civil für die Sicherheit der Stadt zu wachen. Es beging einer 
von Beiden die Unvorſichtigkeit, in der Nähe der Feſtungsmauer 
ſich eine Notiz zu machen. Ein Vorübergehender bemerkte dies und 
eilte ſofort zur Wache, um ihre Verhaftung zu bewirken. Erſt die 
berbelgerufene Polizei veranlaßte die Befreiung der irrthümlich Ver- 
hafteten. — Die zweite falſche Allarmnachricht deſſelben Blattes 
erzählt von der bedeutend vermehrten Thätigkeit an den Feſtungs⸗ 
bauten und der Hinzuziehung von Militatr-Arbeitern. Die ganze 
Beſchleunigung der Befeſtigungsarbeiten beſchränlt ſich einfach 
darauf, daß ein großer, nicht mehr benutzter Kugelfang auf der 
Karthauſe abgetragen wird und dazu 60 Arbeiter benutzt werden. 
Eine größere Vorſicht in ſo chen beunruhigenden Nachrichten wäre 


ſehr zu empfehlen. 

Aachen, 4. Mal. Dieſen Morgen 9 Uhr entſtand in der 
dahler vor'm Jacobsthor gelegenen Seifen- und Stearinlichter⸗ 
fabrik des Herrn Kliſch Feuer, das jo raſch um ſich griff, daß das 
ganze Gebäude um 101%, Uhr bereits total niedergebrannt war 
und gar nichts gerettet werden konnte. Das 20 Schritte davon 
entfernte Wohnhaus if glücklicherweiſe unverſehrt geblieben. Das 
Feuer entſtand während der Deftillerie durch Entzündung der Gaſe 
und mißlangen die ſofort mit Asche angeftellten Löſchverſuche. Der 
Schaden dürfte 8 - 9000 Thlr. erreichen. 

Deß au, 4. Mai. Die Verfaſſung des norddrutſchen Bun- 
des wird dem Vernehmen nach unſerem Landtage erſt dann vor- 


gelegt werden, wenn die preußiſchen Kammern über dieſelbe Be⸗ 


l t haben, 
8 laktgart, 3. Mal. Zum Vice-Gouverncur der Feſtung 


Ulm wurde von baieriſcher Seite General v. Dietl ernannt; der⸗ 


des preußiſchen Volkes in Gefahr; 8) die Bun⸗ 


geſtrigen Tages als heute Vormittag ein äußerſt zahlreicher. 


ſelbe hat ſich zu Anfang der Woche bei Sr. Maj. dem Könige 
gemeldet. — Daß Württemberg zum Zündnadelgewehr übergegan⸗ 
gen, iſt Thatſache. Die Wendung trat mit dem Zeitpunkte ein, 
da General v. Wagner an die Spitze des Kriegsdepartements trat. 

München, 4. Mal. Herr v. Wächter, erſter Bürgermeiſter 
von Nürnberg, iſt zum Negierungsdireftor in Augsburg ernannt 
worden. — Dem (bisherigen Juſtizminiſter) Staatsrath v. Bom- 
hard iſt die Stelle eines lebenslänglichen Reichsraths verliehen 


worden. 
Ausland. 

Paris, 5. Mai. Der portugleſiſche Geſandte Visconde de 
Paiva bat ſich mit dem ganzen Perſonal der Geſandtſchaft nach 
dem Grenzort Herdaye begeben, um dort die Königin Maria Pla 
zu empfangen. Die Königin wird ſich nur einige Tage hier auf- 
halten und dann nach Italien welter reifen, wo fie der Vermäh⸗ 
lung ihres Bruders, des Herzogs von Aoſta mit der Prinzeſſin 
Marla dal Pozzo della Ciſterna anzuwohnen gedenkt, welche im 
Laufe dieſes Monats in Turin ſtattfindet. 

London, 4. Mai. Ueber den Geſundhelte⸗Zuſtand der 
Prinzeſſin von Wales ſagt ein neuerdings erſchlenents Bulletin, 
daß Grund zu Beſorgniſſen nicht mehr vorhanden und dle Gene- 
ſung J. K. Hoh., wenn auch langſam, doch ſichere Fortſchritte 
macht. — Bel der Abreiſe der Königin nach Ooborne glitt die 
junge Prinzeſſin Beatrice beim Ausſteigen aus und fiel zwiſchen 
Perron und Waggon. Die ſchnell herbeiellenden Eiſenbahn⸗Offi⸗ 
zianten befreiten die Prinzeſſin alsbald aus ihrer gefährlichen Lage, 
und mit allgemeiner Befriedigung wurde wahrgenommen, daß fie 
mit einem leichten Schrecken davon gekommen war. 

Kopenhagen, 5. Mal. Am 26. d. Mis. wird die fil- 
berne Hochzeit unſeres Königspaares im Chriſtiansberger Schloſſe 
mit großem Gaſtmahl und Ball für 2000 Perſonen gefeiert wer- 
den. Die Stadt Kopenhagen wird ſich in würdiger Weiſe daran 
betheiligen. Wegen dieſer Beier kehrt die noch in London bei 
ihrer älteſten Tochter (welche noch immer nicht hergeſtellt iſt) wei⸗ 
lende Königin, wie es heißt, um Mitte dieſes Monats hierher zurück; 
mit ihr kommt vielleicht der König Georg von Griechenland, 
welcher feiner Schweſter wegen den Aufenthalt in London verlän- 
gert hat. 


: Pommern, 

Stettin, 7. Mai. Ihre Königl. Hoheiten der Kronprinz 
und die Frau Kronprinzeſſin kehrten geſtern Abend nach been- 
deter Theater - Borftelung ius Palais zurück und jpielte die Frau 
Kronprinzeſſin bis nach 11 Uhr auf dem vom Herrn R. Wolken⸗ 
bauer für den Bazar geſchenkten Planino, ließ ſich auch, nachdem 
ſie ſich von dem ſchönen vollen Ton des Inſtruments überzeugt, 
durch die Gräfin] Hohenthal nach deſſen Preis erkundigen. Heute 
früh gegen 9 Uhr inſpizirten Se. Königl. Hoheit das 1. Bataillon 
des 2. und 14. Inf.-Reg. auf dem kleinen Exerzierplatze, während 
die Frau Kronprinzeſſin ſich in dem zum Palais gehörigen Garten 
erging. Mit dem Zuge um 12%, Ude erfolgte die Rückreiſe der 
hohen Herrſchaften nach Berlin. 

— Der Beſuch des „Vickorlabazars“ war ſowobl 3 

re 
Königl. Hoheit die Frau Kronprinzeſſin unterzog ih an beiden 
Tagen längere Zeit der Mühe des Verkaufes, machte auch ſelbſt, 
ebenſo wie ihr Herr Gemahl, verſchiedene Einkäufe. Die Wahl 
der Frau Kronprinzeſſin fiel hierbel vorzugsweiſe auf die geſchmack⸗ 
vollen eigenen Arbeiten verſchiedener bieſiger Damen, unter denen 
wir namentlich diejenigen der Fräulein von Alvensleben, Op- 
penheim und Heindorf nennen. Die Einnahme am geflrigen Tage 
betrug excl. des Betrages für die Seitens Ihrer Koͤnigl. Hoheiten 
gemachten Einkäufe 980 Thlr. 

— Wir theilen hier noch, im Anſchluß an unſern Bericht in 
der Morgennummer, das Reſultat der beiden letzten Rennen mit: 

Um den Staatspreis von 600 Thlr. fand ein ganz 
vorzügliches Nennen ſtatt. Cs betheiligten ih daran: des Gra- 
diper Geſtüt's br. H. „Sam“, des Baron Maltzahn br. H. „Typhon“, 
Herrn Noblér's br. St. „Bella Donna“ und des Grafen Wila⸗ 
mowitz br. H. „Friede“. Es fiegte „Typhon“ über den „Sam“, 
welcher um eine halbe Pferdelänge zu kurz kam; „Bella Donna“ 
und „Friede“ hatten das Ihrige zur Erſchwerung des Sieges bei- 
getragen. 

Den Beſchluß der Rennen machte ein Beaten-Handi- 
cap um den Stände und Vereinspreis von 150 Thlr. Herrn 
O. Bieler's br. H. „Egerton“ trug den Sieg über die br. Stute 
„Rega“ des Dr. Stroußberg davon. Die br. Stute „Arriörgarde” 
des Herrn Nobiee kam als drittes Pferd ein und außerdem kon 
kurtitte noch Hrn. Flebelkorn's br. St. „Duenna“ mit. 

— Die Lehrerin Bauer in Gollnow iſt feſt angeſtellt. — In 
Roldin, Synode Demmin, iſt der Schullehrer Gieſe auch zum Kü⸗ 
ſter ernannt. — Der Lehrer Zulius Hermann Sperendiano tft in 
Gollnow unter Vorbehalt des Widerrufs, und in Conſtantinopel, 
Synode Jacobshagen, der Lehrer Carl Gottfried Wure ebenfalls 
unter dieſem Vorbehalt angeſtellt. 

— In der heutigen ordentlichen General- Verſammlung der 
Aktionäre der „Stargard-Pofener Eiſenbahn⸗Geſell- 
ſchaft“ lag bauptſächlich die Berathung und Beſchlußfaſſung über 
einen Entwurf zum Statuten-Nachtrag vor, der auch nach kurzer 
Debatte auf Befürwortung des Herrn Staats-Kommiſſarius, Direk- 
tors und Vorſitzenden der oberſchleſiſchen Elſenkahn-Geſellſchaft, 
Geh. Regierungsrath Auffermann, in folgender FJaſſung angenom- 
men wurde: Die Amtothätigkelt des jetzigen Verwaltungs-Rathes 
der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft erliſcht mit dem 1. 
Juli cr. Von da ab beſteht der Verwaltungsrath nur aus 5 
Mitgliedern und 3 Stellvertretern, von denen reſp. 3 und 2 in 
Stettin wohnen müſſen und die 5 Jahre in Funktion bleiben. 
Aueſcheidende find flets wieder wählbar. Treten im Laufe einer 
Wahlperiode bei den Mitgliedern des Verwaltungs rathes Vacanzen 
ein, jo werden die Stellvertreter nach der Reihenfolge der erhal- 
haltenen Stimmenzahl einberufen. Es findet künftig daher auch 
nur zum Zwecke der Neuwahlen alle 5 Jahre eine ordentliche 
General-Verſammlung, außerordentliche nach Bedürfniß ſtatt. 
Die Mitglieder des Verwaltungsrathes wählen aus ihrer Mitte 
einen Vorsitzenden und Stellvertreter auf 5 Jahre und bleibt 
Stettin Sit der General-Berfammlungen. Vorſtehenden Beſchlüſſen 
gemäß wurden nun I. zu Mitgliedern des Verwaltunge⸗Rathes 
die Herrn Conſul Fretzdorff, Kaufmann Gadebuſch, Geh. Rath 


Müller, Kaufmann Runge und Geh. Commerzien-Rath Rahm, II. 
zu deren Stellvertretern die Herren: Stadtrath Jahn, Kaufmann 
Lieckfeld und Banquier R. Abel gewählt. 

Stargard, 6. Mai. Diejenigen Mannſchaften des 2. 
pommerſchen Grenadier-Regiments (Kolberg) Nr. 9, welche 3 reſp. 
2½ Jahr gedient, ſollen, dem Vernehmen nach, am 23. Juli d. 
J. entlaſſen werden. 


Vermiſchtes. 

— Vergiftung.) Die „Schleſ. Ztg.“ berichtet von einem 
in der Nähe von Jauer am 1. d. M. erfolgten ſchrecklichen Un 
glück. In dem Dorfe Kolbnitz am Heßberge find in Folge des Ge⸗ 
nuſſes von wahrſcheinlich böswillig vergiftetem Kaffee ein Stellen 
befiger nebſt Frau, Kind und Dienſtmädchen plötzlich geſtorben. 
Schnell herbeigeholte ärztliche Hilfe kam leider zu ſpät, wäre auch 
wahrſchelnlich, da das Gift in zu ſtarker Doſis beigemiſcht geweſen 
zu fein ſcheint, wirkungslos geblieben. Die näheren Ergebniſſe 
der heut angeſtellten gerichtlichen Unterſuchung ſind noch nicht be⸗ 
kannt. 


Neueſte Nachrichten. 

Hamburg, 6. Mal. (Priv.-Dep. der Berl. Börſ.-Ztg.) 
Die Börſenhalle jagt, die Reiſe von Mitgliedern der Czarenfamilie 
in dieſen Tagen nach Dänemark werde mit Zwecken in Verbindung 
gebracht, die ſich auf eine der deutſchen Sache günſtige Stellung 
Rußlands und Dänemarks bei etwaigen Verwickelungen beziehen. 

Gotha, 6. Mai. In der heutigen Sitzung des gemein- 
ſchaftlichen Landtags legte die Regierung die Verfaſſung des nord⸗ 
deutſchen Bundes zur Genehmigung vor. Der Abgeordnete Schmidt 
ſtellte den Antrag auf vollſtändige Vereinigung der Herzogthümer 
e Ser Gotha. 

armſtadt, 6. Mat. In der heutigen Sitzung der Ab⸗ 
geordnetenkammer wurde von der Regierung eine Vorlage einge⸗ 
bracht, in welcher die Bewilligung von Geldmitteln zum Ankauf 
von Zündnadelgewehren, bezichungsweiſe zur Umwandlung in ſolche, 
verlangt wird. 

Paris, 6. Mal. Wie in finanziellen Kreiſen verſichert 
wird, werden Rothſchild und der „Credit foncler“ der italieniſchen 
Regierung 300 Millionen Francs auf die Kirchengüter vorſtrecken. 
— Der König von Griechenland reiſt erſt morgen nach Berlin ab. 
— Die „Patrie“ ſchreibt: Die erſte Konferenz findet morgen ſtatt. 
Ueber alle Vorfragen iſt Einigung erzielt. Drei Sitzungen wer- 
den vorausſichtlich zur Redaktion der zu vereinbarenden Akte ge⸗ 
nügen. 

Florenz, 6. Mai. 
find dem Kabinet Ratazzi durchweg günſtig ausgefallen. 
nanzminiſter Ferrara wurde einſtimmig gewählt. 

Die Budgetkommiſſlon hat die Aufhebung der großen Militär- 
kommando's beantragt. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

London, 7. Mai. Die Konferenz wird beute Nachmittag 
3 Uhr eröffnet. Die zweite Sitzung findet wahrſcheinlich am Sonn⸗ 
abend ſtatt. Italien iſt angeblich noch unvertreten. 


Die Neuwahlen zur Deputirtenkammer 
Der Fi⸗ 


Die Regieruug iſt zu weiteren Kongefflonen in der Reform- 


frage bereit. 


Viehmärkte. 
Berlin. Am 6. Mai c. wurden an Schlachtvieh auf hieſigen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieb 2281 Stück. Die Zutriften ergaben ſich ungewöhnlich 
ſtark, obgleich einige hundert Stück Rindvieh nach deu Rheinlanden und 
Hamburg verkauft wurden, fo konnte Prima⸗Qualität doch nur 16 Thlr. 
per 100 Fleiſchgewicht erzielen, der Markt ſchloß ſehr flau. 

An Schweinen 2928 Stück. Der Handel war ſehr gedrückt, fette feine 
Kern⸗Schweine konnten nur den höchſten Preis von 16 Tölt. erreichen und 
konnten die Beſtände nicht aufgeräumt werden. 

„An Schafen 7108 Stück, welche ebenfalls, ſelbſt zu mittelmäßigen 
Preiſen, nicht aufgeräumt werden konnten. 

An Kälbern 810 Stück, welche bei ziemlich lebhaftem Verkehr zu mit ⸗ 

telmäßigen Preiſen aufgeräumt wurden. 


n Bor ſen Berichte. 
ettin, 7. ai. tterung: oͤn. OR. 
Wün S. g: ſchöͤn. Temperatur — 15 R 
5 u An der Börfe, 
eigen und Roggen niedriger einſetzend bei lebhaftem Ge ei · 
end, loco pr. 8öpfd. gelber 8796 . bez, Po — . 
941% , 95 34 bez. u. Gd., 9%, Br., Mai-Juni 91½, 2 & bez. u. Gb. 
Juni⸗Juli 90½ 32 bez., Juli⸗Augnſt 83%, 9% bez., 891, Gd., Septbr.⸗ 
Okibr 81½, 81 & bez., Br. u. Gd. 

Roggen pr. 2000 Bid. loco 61, 62%, „ bez., Frühjahr 62, 63 9% 
bez. u. Br., Mai» Juni 60 ½, 62 9% bez. u. Gd., Juni-Juli 60, 62 % 
bez., . 57, 58 & bez., 58 Gd., September⸗Oktober 55, 54 ½ 

ez, ß 

Gerſte und Hafer ohne Umſatz. 

Rüböl flau und niedriger, loco 105; . Br., Mai 10%, 712, Ya 
bez., Septbr.⸗Oktbr. 11, M bez. u. Br., 11½ Gd. 

‚Spiritus matter, loco ohne Faß 17½ 9% bez., Frühjahr u. Mai⸗ 
Juni 17, 161½ 9% bez., Juni⸗Juli 17½ K bez., Juli⸗Auguſt 17 ½ 
M Br. u. Gd., September⸗Oktober 17½ 9% Br. 

ee 500 Wſpl. Weizen, 150 Wſpl. Roggen, 100 Ctr. 
Rübbl. 

Hamburg, 6. Mai. Getreidemarkt. Weizen loco matt, auf Ter⸗ 
mine weſentlich niedriger, pr. Mai 5400 Pfd. netto 166 Bankothaler Br., 
165 Gd., pr. Mai⸗Juni 159 Br., 158 Gd., per Juli⸗Auguſt 152 Br., 
150 Gd. Roggen loco matt, ab Königsberg 1 Thlr. niedriger, auf Ter⸗ 
mine weichend, pr. Mai 5000 Pfd. Brutto 109 Br., 108 Gd., pr. Mai- 
Juni 106 Br., 105 Gd. per Zuli-Auguft 104 Br, 102 Gd. Hafer ſtille. 
Oel pr. Mai 23 ½, pr. Oktober 25 ¼. Spiritus ruhig, 24. Kaffee feſt. 
Verkauft 3000 Sack diverſe. Zink 1 Ctr. C. G. H. loco 13—13½. 

Amſterdam, 6. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
feſt. Roggen loco feſt, auf Termine weichend. Rüböl pr. Mai —, pr. 
Oktober⸗Dezember 38 ½. 

London, 6. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Markt gut beſucht; 

in engliſchem Weizen ſchwache Zufuhren; engliſcher und fremder Weizen zu 

vollen Preiſen wie am vergangenen Montag verkauft. Hafer gute Nach⸗ 

frage, die feinften Sorten ausgenommen, 1, Schill. billiger. — Schönes 
etter. 


